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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  
  

Verein (…),  
- Antragsteller - 

 
g e g e n 

 

Freie und Hansestadt Hamburg,  
(…),  

- Antragsgegnerin - 
 

 
beigeladen: 
(…), 
 
 

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 7, am 19. März 2025 durch  
 
den Richter am Verwaltungsgericht (…) als Vorsitzenden,  
den Richter am Verwaltungsgericht (…),  
den Richter (…) 
 
beschlossen: 
 

Die Antragsgegnerin wird vorläufig verpflichtet, gegenüber der Beigeladenen die Durchfüh-

rung von Bodenabgrabungen und -aufschüttungen im Bereich der Potenzialflächen (…) und 

(…) des (…) im Geltungsbereich der Verordnung über das Naturschutzgebiet Vollhöfner 

Weiden vom 18. Februar 2025 (HmbGVBl. S. 235) zu unterbinden. 

 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. 

 

Der Streitwert wird auf 5.000,- Euro festgesetzt. 

 

Rechtsmittelbelehrung:  

Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Be-
schlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen Ober-
verwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
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Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die Begrün-
dung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen Oberver-
waltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag ent-
halten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und sich mit der 
angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Eine Beschwerde in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
– Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden. 
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 

 
 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Der Antrag ist bei verständiger Auslegung des Antragsbegehrs auf die Potenzialflächen (…) 

des (…) bezogen. Dies ergibt sich aus der Antragsschrift („zwei Vorwaldflächen“), den der 

Antragsschrift beigefügten Fotografien des Lageplans Maßnahmenfläche (…) mit Abbildun-

gen der jeweiligen Flächen und unter Einbeziehung der Einlassung des Antragstellers vom 

19.3.2025. 

 

II. 

Der Antrag ist zulässig. Insbesondere kann der Antragsteller im Hinblick auf die Antragsbe-

fugnis als anerkannter Naturschutzverein im Rahmen seiner satzungsmäßigen Aufgaben 

in Anwendung des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und 6, Satz 2 i.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 

UmwRG ohne die Notwendigkeit, eine Verletzung in eigenen Rechten geltend machen zu 

müssen, rügen, dass von der in Anspruch genommenen Behörde eine Entscheidung ge-

mäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG unter Verletzung umweltbezogener Rechtsvorschriften 

unterlassen worden sei. Als (Zulassungs-)Entscheidung im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 5 UmwRG ist auch die Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG zu werten, die für die 

streitgegenständliche Umgestaltung zuvor teilweise mit Vorwald besetzter Flächen zu Tro-

ckenrasen erforderlich ist (s.u.), aber nicht erkennbar erteilt wurde (vgl. Fellenberg/Schiller, 

in: Landmann/Rohmer, UmweltR, Werkstand: 105. EL, Sept. 2024, § 1 UmwRG Rn. 109). 

Die Verbandsklage- bzw. -antragsbefugnis umfasst in einem solchen Fall auch das Begehr 

auf behördliches Einschreiten gegen das ohne die erforderliche Zulassung durchgeführte 
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Vorhaben (BVerwG, Urt. v. 1.6.2017, 9 C 2.16, juris, Rn. 14 ff.; OVG Münster, Beschl. v. 

25.2.2025, 21 B 869/24, juris Rn. 28; Fellenberg/Schiller, in: a.a.O., § 1 UmwRG Rn. 25). 

Mit seinem Begehr, die nach seiner Auffassung mit der Naturschutzgebietsausweisung un-

vereinbaren Maßnahmen zu unterlassen, hat der Antragsteller sich zudem vor Inanspruch-

nahme gerichtlichen Rechtsschutzes erfolglos an die Antragsgegnerin gewandt. 

 

III. 

Der Antrag ist begründet.  

 

Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anordnung 

in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Ver-

änderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers 

vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Dies setzt gemäß § 123 Abs. 3 VwGO 

i.V.m. § 920 Abs. 2 ZPO voraus, dass der Antragsteller Umstände glaubhaft macht, aus 

denen er in der Hauptsache einen Anspruch herleitet (Anordnungsanspruch) und aufgrund 

derer er dringend auf den Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung angewiesen ist 

(Anordnungsgrund). 

 

Diese Voraussetzungen liegen vor, da der Antragsteller einen Anordnungsanspruch (hierzu 

unter 1.) und einen Anordnungsgrund (hierzu unter 2.) glaubhaft gemacht hat. Auch bei 

offenen Erfolgsaussichten in der Hauptsache wäre vorliegend dem Suspensivinteresse des 

Antragstellers der Vorrang einzuräumen (hierzu unter 3.). 

 

1. 

Ein Anordnungsanspruch ist glaubhaft gemacht. Bei der im Eilverfahren gebotenen sum-

marischen Prüfung macht der Antragsteller voraussichtlich zu Recht geltend, dass das Un-

terlassen eines Einschreitens der Antragsgegnerin gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 2 

Satz 1 HmbBNatSchAG gegen die Beigeladene rechtswidrig ist. 

 

Dies ergibt sich aus einem Verstoß der hier streitgegenständlichen Maßnahmen gegen Ver-

botstatbestände der Verordnung über das Naturschutzgebiet Vollhöfner Weiden vom 18. 

Februar 2025 (im Folgenden: NSG-VO), für den eine Befreiung gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 

BNatSchG nicht aktenkundig ist. 

 

Im Naturschutzgebiet Vollhöfner Weiden, in dem die im Tenor genannten Maßnahmenflä-

chen auf dem Flurstück (…) der Gemarkung Altenwerder ausweislich der Naturschutzkarte 
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(§ 1 NSG-VO) liegen, ist es u.a. verboten, Pflanzen oder einzelne Teile von ihnen auszu-

reißen, auszugraben oder zu entfernen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NSG-VO), Pflanzen anzusiedeln 

(Nr. 4), das Gebiet außerhalb dafür bestimmter Wege zu befahren und zu betreten (Nr. 5), 

das Gebiet mit motorisierten Fahrzeugen aller Art zu befahren (Nr. 6), die Ruhe der Natur 

durch Lärmen oder auf andere Weise zu stören (Nr. 10) und Aufschüttungen vorzunehmen 

und die Bodengestalt durch Abbau oder durch Einbringen von Bodenbestandteilen oder auf 

sonstige Weise zu verändern (Nr. 14). 

 

Nach summarischer Prüfung stehen die geplanten Maßnahmen hiermit nicht in Einklang. 

Denn gemäß dem, soweit ersichtlich, zur Umsetzung anstehenden Entwicklungskonzept 

(insoweit Bl. 11 ff. der Sachakte) soll auf der Maßnahmenfläche (…) noch die oberste Bo-

denschicht im Umfang von 0,1m abgeschoben und abgefahren und durch im Kleinrelief 

verteilten Sand ersetzt werden. Auf der Maßnahmenfläche (…) soll der leicht bindige und 

steinige Oberboden im Umfang von 0,2m abgeschoben und abgefahren und die geräumte 

Fläche mit 0,2m Sand wieder aufgefüllt werden, um darauf anschließend eine angepasste 

Saatgutmischung auszubringen. Diese Maßnahmen sind nach dem Stand der Akten (vgl. 

Protokoll der Beigeladenen v. 25.2.2025, Bl. 585 ff.; Protokoll des Ortstermins der Antrags-

gegnerin v. 28.2.2025, Bl. 619; „Baustopp“ bis mindestens 4.3.2025, Bl. 644; Nichtfortfüh-

rung der Arbeiten am 12.3.2025, Bl. 655; E-Mail an das Bodenschutzamt v. 12.3.2025, Bl. 

658) noch nicht durchgeführt worden.  

 

Darin läge eine ökologisch, für die Ansiedlung des Trockenrasens bedeutsame und zu-

gleich sichtbare Veränderung der Bodengestalt im Sinne des Verbotstatbestands. Aus der 

Akte ergibt sich im Einklang mit dem Vorbringen des Antragstellers zudem, dass die noch 

nicht abgeschobene Schicht der zuvor (vor Inkrafttreten der Schutzgebietsverordnung) ge-

rodeten Flächen noch die gewachsenen Wurzeln, d.h. Pflanzenteile, enthält (Bl. 586 der 

Sachakte), so dass mit einer Fortführung der Arbeiten auch eine Ausgrabung bzw. Entfer-

nung von Pflanzenteilen verbunden wäre. Auszugehen ist ferner davon, dass die bei dem 

Bodenaustausch bzw. der Aufhöhung anfallenden Erd- und Sandmengen nur unter Zuhil-

fenahme von schweren, d.h. motorisierten, Fahrzeugen bewegt werden können und die 

Arbeiten deshalb auch mit der Ruhe der Natur nicht zu vereinen sind. Die Aussaat dürfte 

von dem Verbot der Ansiedlung von Pflanzen, das nicht auf bestimmte Arten beschränkt 

ist, erfasst sein. 

 

Falls die Maßnahmen im Rahmen einer Regelung bzw. Entscheidung nach §§ 17, 30 Abs. 3 

oder 67 Abs. 1 BNatSchG zugunsten des Eingriffsvorhabens, das die Beigeladene auf der 
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(…) zu unternehmen gedenkt, als Ausgleichsmaßnahme verbindlich vorgesehen sind – was 

bislang ebenfalls nicht ersichtlich ist –, würde dies im Übrigen nicht automatisch von den 

Verboten der Schutzgebietsverordnung suspendieren.  

 

Die Maßnahmen sind auch nicht erkennbar als Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 NSG-VO von den hier einschlägigen Verboten 

des § 3 Abs. 1 Nummern 1, 4 bis 6, 10 und 14 ausgenommen. Denn bei der gebotenen 

Gesamtbetrachtung der (bereits teilumgesetzten) Maßnahme – Fällung von Bäumen, Ab-

tragen von Boden und Aufbringen einer neuen Bodenschicht zur Herstellung von Trocken-

rasenflächen – handelt es sich nicht lediglich um eine die Identität der natürlichen Beschaf-

fenheit wahrende Förderung der vom Schutzzweck der Naturschutzgebietsverordnung er-

fassten Erhaltungs- und Entwicklungsziele im Sinne der Zweckbindung der Unterschutz-

stellung. Dies wäre aber Voraussetzung dafür, die Maßnahme als von der verordnungsim-

manenten Ausnahme erfasst zu erachten, die nach ihrem Sinn und Zweck (ausschließlich) 

dazu dienen soll, Maßnahmen zur Förderung der Schutzzwecke des Naturschutzgebiets zu 

privilegieren, nicht aber dazu, die Verbote für davon abweichende (Um-)Gestaltungen der 

natürlichen Begebenheiten zu suspendieren. Letzteres ist hier jedoch der Fall. Denn vorlie-

gend geht es um die Schaffung eines (im Sinne eines schutzzweckfremden aliuds) anders-

artigen, dem Schutzzweck nach dem Willen des Verordnungsgebers nicht unterfallenden 

(wenngleich auch naturschutzfachlich wertvollen) Naturraums. Die Neuentwicklung des hier 

geplanten Trockenrasenbiotops unter Beseitigung der teilweisen Bewaldung und unter Aus-

tausch des Bodens gehört nach Auffassung des Gerichts nicht zum Zielraum der Natur-

schutzgebietsverordnung. Denn in § 2 NSG-VO ist lediglich die Rede von einem „Lebens-

raumkomplex (…) aus Röhrichten, Laub- und Auwäldern“. Zudem sind auch unter den in 

§ 2 NSG-VO als schützenswert herausgehobenen Tierarten keine, die offensichtlich auf 

magere Trockenrasen-Habitate angewiesen wären (so wie die Zwergschaumzikade, die in 

der Akte benannt wird (vgl. Bl. 646)). Dass die Herstellung trockener Offenflächen zulasten 

anderer Biotope, insbesondere der ausdrücklich als geschützt benannten Wald(vorläu-

fer)biotope von dem Schutzziel erfasst wäre, ist danach nicht ersichtlich. Insbesondere geht 

dies auch nicht aus der von der Antragsgegnerin vorgelegten Begründungsdrucksache zur 

Schutzgebietsverordnung hervor. Zumal es für die Frage der Zweckbestimmung nur auf 

den Inhalt der maßgeblichen Schutzerklärung selbst (vgl. § 22 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG) 

und nicht auf Umstände ankommen soll, die außerhalb dieser Erklärung liegen und vom 

Willen des Normgebers nicht getragen werden (BVerwG, Beschl. v. 29.1.2007, 7 B 68.06, 

juris, Rn. 9) – und auch nicht auf planerische Entscheidungen der Fachbehörde beim Ver-

ordnungsvollzug –, ist der Umstand, dass Trockenrasenbiotope in den Übersichtskarten der 
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Begründungsdrucksache zur Schutzgebietsverordnung eingezeichnet sind, ohne Bedeu-

tung; sie werden auch dort weder im Rahmen der Bestandsbeschreibung (S. 3-6) noch in 

der Zielformulierung (S. 7 f.) erwähnt. Nicht zu folgen ist auch dem Argument der Antrags-

gegnerin, die Maßnahmen beschränkten sich ohnehin auf Flächen außerhalb des geschütz-

ten Waldes. Dies übersieht, dass die noch ausstehenden Teile der Gesamtmaßnahmen, 

soweit streitgegenständlich, zu wesentlichen Teilen gerodete, aber zuvor mit Waldbäumen 

bestandene Pioniergehölzflächen betreffen und die Gesamtmaßnahme schon wegen ihrer 

erkennbar einheitlichen Zielsetzung – der Ersetzung von sich entwickelnden Waldvorläu-

fern durch Trockenrasen –, aber auch deshalb, weil die Flächen weiterhin das Potential 

zum Aufwuchs eines Pionierwaldes haben, keiner isolierten Betrachtung zugänglich ist. 

 

Die Antragsgegnerin ist voraussichtlich auch zu einem Einschreiten verpflichtet. Nach § 3 

Abs. 2 Halbsatz 2 BNatSchG steht das Einschreiten grundsätzlich im pflichtgemäßen Er-

messen (Entschließungs- und Auswahlermessen) der zuständigen Naturschutzbehörde. 

Allein aus der Verletzung des Naturschutzrechts folgt noch nicht zwingend, dass ein Abse-

hen vom Einschreiten ermessensfehlerhaft wäre. Allerdings kann ein besonders schwer-

wiegender Verstoß gegen das Naturschutzrecht zu einer Ermessensreduzierung führen; 

das gilt umso mehr, je wertvoller, empfindlicher und knapper das betreffende Naturgut ist. 

Unter solchen Umständen schränken insbesondere die Vorgaben des Unionsrechts den 

innerstaatlichen Ermessensspielraum ein (vgl. BVerwG, Urt. v. 1.6.2017, 9 C 2.16, ju-

ris, Rn. 24.). Vorliegend ist bei summarischer Prüfung davon auszugehen, dass das Ermes-

sen der Antragsgegnerin auf Null reduziert ist. Denn die hier vorgesehenen Maßnahmen, 

die eine gegen die Schutzzwecke der Schutzgebietsausweisung verstoßende Beseitigung 

von Naturräumen unter Schaffung von schutzgebietsfremden Naturräumen zur Folge ha-

ben würden, stellen nicht nur eine geringfügige Beeinträchtigung der Schutzgebietsauswei-

sung dar, sondern negieren für die betroffenen Teilbereiche den Schutzanspruch der Ver-

ordnung und relativieren zudem in Anbetracht der überschaubaren Größe des Naturschutz-

gebiets im Ganzen in nicht unbedeutendem Maße die Intensität von dessen Schutzwirkung. 

Der Grad der Beeinträchtigung der Schutzzwecke der Naturschutzgebietsverordnung durch 

die streitgegenständlichen Maßnahmen ist damit als gewichtig einzuordnen. Dass offen-

sichtlich eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG insbesondere wegen eines 

überwiegenden öffentlichen Interesses zu erteilen wäre – sodass das Ermessen in recht-

mäßiger Weise auch mit dem Ergebnis ausgeübt werden könnte, nicht einzuschreiten –, ist 

vor diesem Hintergrund nicht ersichtlich. 
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2. 

Ein Anordnungsgrund ist glaubhaft gemacht. Denn die streitgegenständlichen Maßnahmen 

sind (als Fortsetzung der bereits begonnenen Maßnahmen) konkret und zeitnah beabsich-

tigt und lediglich für den Lauf des Eilverfahrens von der Beigeladenen suspendiert. 

 

3. 

Auch bei offenen Erfolgsaussichten in der Hauptsache wäre vorliegend dem Suspensivin-

teresse des Antragstellers der Vorrang einzuräumen. Lassen sich die Erfolgsaussichten 

des Hauptsacheverfahrens im Rahmen des gerichtlichen Eilverfahrens aufgrund einer in 

dessen Rahmen nicht möglichen vollständigen Aufklärung der Sach- und Rechtslage nicht 

hinreichend einschätzen, ist über den Erlass der beantragten Anordnung im Wege einer 

Folgenabwägung zu entscheiden, in welche auch die grundrechtlichen Belange des An-

tragstellers einzustellen sind (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 26.7.2018, 4 B 1069/18, juris, 

Rn. 4, m.w.N.). Hier ginge die erforderliche Abwägung zu Gunsten des Antragstellers aus. 

Denn die Nachteile, die bei einer ungehinderten Durchführung der Maßnahmen für den Fall 

einträten, dass sich in der Hauptsache der Rechtsbehelf als erfolgreich herausstellt, über-

wiegen – auf Grund der jedenfalls äußerst aufwendigen, wenn nicht ausgeschlossenen Re-

vidierbarkeit der Maßnahmen – die (insb. wirtschaftlichen) Nachteile, die sich für die Beige-

ladene durch ein Zuwarten bis zum Ende des Hauptsacheverfahrens ergeben, wenn dieses 

letztlich zu deren Gunsten ausfiele. 

 

IV. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Der Streitwert ergibt sich aus §§ 53 

Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 1 GKG und berücksichtigt die das Gericht nicht bindenden, aber sach- 

gerechten Empfehlungen der Ziffer 1.5 des sog. Streitwertkatalogs für die Verwaltungsge-

richtsbarkeit in der Fassung der am 31.05./01.06.2012 und am 18.07.2013 beschlossenen  

Änderungen. Für die Hauptsache setzt das Gericht einen Streitwert in Höhe von 10.000,- 

Euro an und halbiert diesen Wert für das vorliegende Eilverfahren. 

 

 

 

 

 

(…) (…) (…) 
 


